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Kärntner Gemeindebund

Klagenfurt, Gabelsbergerstraße 5/1


Gemeinde

Anschrift
Datum:       

Geschäftszahl:

Sachbearbeiter
:

Kontaktdaten:

Herrn/Frau/Firma
Adresse
Bescheid

Auf Antrag des …..……………
 vom …………………… ergeht nachstehender 
Spruch
1.
Die Veranstaltungsstätte/-einrichtung ……..……
, wird für die Abhaltung von ………..
 gemäß 
§ 9 Abs. 1, 2 und 5 in Verbindung mit § 19 Abs. 4 lit. a Z 1 und Z 2 des Kärntner Veranstaltungsgesetzes 2010 – K-VAG 2010, LGBl.Nr. 27/2011, zuletzt in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 117/2020 
genehmigt.
Die mit dem Genehmigungsvermerk versehenen Projektsunterlagen
 bilden einen integrierenden Bestandteil dieses Bescheides.
2.
Gemäß § 9 Abs. 8 K-VAG 2010 wird die Erfüllung und Einhaltung nachstehender Auflagen und Bedingungen vorgeschrieben:
Hier sind – falls erforderlich – Maßnahmen zur Hintanhaltung von Gefahren für das Leben und die Gesundheit von Menschen sowie eine Gefährdung und unzumutbare Beeinträchtigung der Umgebung zu garantieren. Zum Beispiel Auflagen und Bedingen bezugnehmend auf:

1. Ordnerdienst

2. Sicherheitstechnik

3. Immissionsschutz 

4. Abwasserbeseitigung

5. Hygienische Vorkehrungen 

6. Brandschutztechnische Vorkehrungen

7. Erste-Hilfe-Maßnahmen (allgemein bezogen auf die Veranstaltungsstätte) 

8. Teilnehmer- und Besucherstellplätze

9. Vorkehrungen zur Hintanhaltung wesentlicher Beeinträchtigungen des Verkehrs an oder auf öffentlichen Straßen 
3.
Der Antragsteller ist verpflichtet, hierfür gem. der §§ 77 und 78 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes – AVG, BGBl. Nr. 51/1991 zuletzt in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 58/2018 folgende Kommissionsgebühren und Verwaltungsabgaben innerhalb von …… Tagen ab Rechtskraft dieses Bescheides, mittels beiliegenden Zahlscheins an die Gemeindekasse zu entrichten: 


Landesverwaltungsabgabe
TP
€
……

Gemeindeverwaltungsabgabe
TP
€
…….

Kommissionsgebühr ……

TP
€
…….

Gesamt

€
…….
Vermerk: 

Zusätzlich sind an Bundesgebühren gem. dem Gebührengesetz – GebG. BGBl. Nr. 267/1957, zuletzt in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 104/2019, zu entrichten: 



……………..
 
€
…….


……………..

€
       …….
Begründung

Mit Eingabe vom ………. hat Herr / Frau / die ………………., vertreten durch ………., um die veranstaltungsbehördliche Genehmigung der Veranstaltungsstätte ………….. in …………. angesucht. 

Gemäß § 9 Abs. 1 K-VAG 2010 dürfen Veranstaltungen nur in geeigneten Veranstaltungsstätten und mit geeigneten Veranstaltungseinrichtungen durchgeführt werden. Veranstaltungsstätten, die ausschließlich oder überwiegend für Veranstaltungszwecke bestimmt sind, bedürfen jedenfalls zu ihrem Betrieb einer Genehmigung der Behörde in Bescheidform (Veranstaltungsstättengenehmigung), sofern sie nicht nach Abs. 3 von der Genehmigungspflicht ausgenommen sind.

Gemäß § 9 Abs. 2 leg.cit. umfasst die Veranstaltungsstättengenehmigung neben der Genehmigung der Veranstaltungsstätte und allfälligen Veranstaltungseinrichtungen auch die Bewilligung der beantragten Veranstaltungsarten.

Gemäß § 9 Abs. 5 K-VAG 2010 ist die Veranstaltungsstättengenehmigung zu erteilen wenn,

        
a)
die Veranstaltungsstätte im Hinblick auf die beantragten Veranstaltungsarten nach ihrer Lage, baulichen Gestaltung und Ausstattung in bau-, feuer-, sicherheits-, gesundheits- und verkehrspolizeilicher Hinsicht so beschaffen ist, dass



  1.
eine Gefahr für das Leben, die Gesundheit, die körperliche Sicherheit von Menschen, das Eigentum oder sonstige dingliche Rechte ausgeschlossen werden kann,



2.
eine unzumutbare Beeinträchtigung der Nachbarschaft nicht zu erwarten ist,



3.
sie dem Stand der Technik entspricht,



4.
eine technisch und hygienisch einwandfreie Abwasserbeseitigung gewährleistet wird,



5.
für die zu erwartenden Kraftfahrzeuge der Teilnehmer und Besucher benutzbare Abstellplätze in ausreichender Zahl in der Nähe der Veranstaltungsstätte zur Verfügung stehen und



6.

im Falle von Veranstaltungsstätten im Freien, die Veranstaltungsstätte so gelegen ist, dass der Straßenverkehr durch die Veranstaltung nicht behindert wird und im Falle einer Panik eine rasche und gefahrlose Räumung möglich ist,


b)
die beantragten Veranstaltungsarten den Bestimmungen dieses Gesetzes und den hiernach erlassenen Verordnungen entsprechen,


c)
der Antragsteller die persönlichen Voraussetzungen nach § 4 erfüllt und


d)
die Anträge den Erfordernissen der §§ 15 Abs. 1 und Abs. 2 sowie 16 entsprechen.

Gemäß § 9 Abs. 8 leg.cit. sind in der Veranstaltungsstättengenehmigung sind erforderlichenfalls Auflagen, Bedingungen und Befristungen unter Bedachtnahme auf die in § 3 Abs. 1 genannten Erfordernisse für die Durchführung von Veranstaltungen und auf die nach § 28 erlassenen Verordnungen vorzuschreiben. Durch Bedingungen und Auflagen darf das Wesen der Veranstaltungsstätte oder Veranstaltungseinrichtung nicht verändert werden.

Da sich im Zuge des Ermittlungsverfahrens im Wesentlichen die Übereinstimmung des geplanten Vorhabens mit den im § 9 KVAG 2010 geforderten Voraussetzungen als vorliegend erwiesen hat und die Gesetzeskonformität durch die als notwendig erachteten und daher vorgeschriebenen, nicht wesensändernden Bedingungen und Auflagen hergestellt werden kann, war die veranstaltungsbehördliche Bewilligung zu erteilen.
Vom Antragsteller gemäß TP B/II/14.a) der Gemeindeverwaltungsabgabenverordnung 2019, LGBl.Nr. 54/2019, eine Verwaltungsabgabe von € 108,00 zu entrichten. Weiters wird Herr / Frau / die………… gemäß §§ 76 und 77 AVG 1991 in der Fassung des Gesetztes BGBL. I. Nr. 58/2018 in Verbindung mit der Gemeindekommissionsgebührenverordnung 2019, LGBl.Nr. 100/2019 verpflichtet, für die örtliche mündliche Verhandlung am ………. eine Kommissionsgebühr im Betrag von € ….
 zu entrichten.

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden.
Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Bescheid ist das Rechtsmittel der Berufung zulässig, die binnen zwei Wochen vom Tage der Zustellung gerechnet, beim Gemeindeamt …………., Adresse, schriftlich oder in jeder anderen technisch möglichen Form eingebracht werden kann. Die Einbringung mit E-Mail ist jedoch nur insoweit zulässig, als für den elektronischen Verkehr zwischen der Gemeinde …………… und den Parteien nicht besondere Übermittlungsformen vorgesehen bzw. etwaige technische Voraussetzungen oder organisatorische Beschränkungen des elektronischen Verkehrs im Internet bekannt gemacht sind.

Dabei ist zu beachten, dass die Einbringung außerhalb der Amtsstunden bis zum Wiederbeginn der Amtsstunden unwirksam bleibt (Gefahr der Fristversäumnis). Die mit jeder Übermittlungsart verbundenen Risiken trägt der Absender (z.B. Übertragungsfehler, Verlust des Schriftstückes etc.). Die Postaufgabe der Berufung an die Gemeinde ……………….. innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung des Bescheides gilt als rechtzeitig.

Die Berufung hat den Bescheid zu bezeichnen, gegen den sie sich richtet und einen begründeten Berufungsantrag zu enthalten. 

Eine rechtzeitig eingebrachte und zulässige Berufung hat aufschiebende Wirkung. Diese kann jedoch ausgeschlossen werden, wenn nach Abwägung der berührten öffentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheides oder die Ausübung der durch den angefochtenen Bescheid eingeräumten Berechtigung wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist. 

Für die Berufung ist eine Gebühr zu entrichten, diese richtet sich nach der Höhe der Gebühr für die Eingabe oder den Antrag (allfällige Gebührenbefreiung). Im Regelfall beträgt die Gebühr für die Berufung € 14,30 und für die Beilagen € 3,90 pro Bogen, höchstens € 21,80 pro Beilage. Die Gebührenschuld entsteht in dem Zeitpunkt, in dem die Erledigung über die Berufung zugestellt wird.

Ergeht an:

1. Partei
2. Örtlich zuständige Sicherheitsbehörde

      ………………………………………………
Der Bürgermeister:
Merkblatt

1. Die gegenständliche Bewilligung entbindet den / die Antragstellerin nicht vom Erfordernis der allfälligen Einholung sonstiger, nach bundes- oder landesgesetzlichen Vorschriften erforderlicher Genehmigungen wie z.B. nach der StVO 1960, nach der Gewerbeordnung 1994, nach dem Kärntner Naturschutzgesetz 2002 oder nach der Kärntner Bauordnung. 

2. Gemäß § 12 Abs. 1 K-VAG 2010 hat der Verfügungsberechtigte über eine genehmigte Veranstaltungsstätte oder Veranstaltungseinrichtung diese regelmäßig wiederkehrend auf seine Kosten zu prüfen oder überprüfen zu lassen, ob sie dem Genehmigungsbescheid sowie allenfalls anderen oder zusätzlichen Auflagen und Bedingungen nach § 9 Abs. 9 entspricht.

Gemäß § 12 Abs 2 leg.cit. betragen, sofern im Genehmigungsbescheid oder in den Auflagen und Bedingungen nach § 9 Abs. 9 nicht anderes bestimmt wird, die Fristen für die wiederkehrenden Überprüfungen 10 Jahre. Über jede wiederkehrende Überprüfung ist eine Prüfbescheinigung auszustellen, die insbesondere festgestellte Mängel und Vorschläge zu deren Behebung zu enthalten hat. Die Prüfbescheinigung und sonstige die Prüfung betreffenden Schriftstücke sind, sofern im Genehmigungsbescheid oder in den Auflagen und Bedingungen nach § 9 Abs. 9 nicht anderes bestimmt wird, vom Verfügungsberechtigten bis zur nächsten wiederkehrenden Überprüfung der Veranstaltungsstätte oder der Veranstaltungseinrichtung aufzubewahren.

Gemäß § 12 Abs. 3 leg.cit. sind Veranstaltungseinrichtungen, die geeignet sind, Gefahren für das Leben und die Gesundheit von Menschen zu verursachen, vom Verfügungsberechtigten auf seine Kosten alle fünf Jahre wiederkehrend einer Überprüfung zu unterziehen.

Gemäß § 12 Abs. 4 leg.cit. hat der Verfügungsberechtigte über die Veranstaltungsstätte für den Fall, dass in einer Prüfbescheinigung bei der wiederkehrenden Prüfung gemäß Abs. 1 bis 3 festgestellte Mängel festgehalten wurden, unverzüglich eine Zweitschrift oder Abschrift der Prüfbescheinigung und innerhalb angemessener Frist eine Darstellung der zur Mängelbehebung getroffenen Maßnahmen an die Behörde zu übermitteln.

� Aus Gründen der Lesbarkeit wird auf die Verwendung geschlechtsspezifischer Formulierungen verzichtet. Soweit personenbezogene Bezeichnungen nur in männlicher Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Männer und Frauen in gleicher Weise.


� Eigentümers/Verfügungsberechtigten


� Bezeichnung der Veranstaltungsstätte


� Bezeichnung der Veranstaltung


� z.B. Grundbuchsauszug, Zustimmungserklärung(en), Personenverzeichnis, Bezeichnung und Beschreibung der in Betracht kommenden Veranstaltungen, Beschreibung der Veranstaltungsstätte und der Veranstaltungseinrichtungen, Sicherheitsbericht, Plan der Veranstaltungsstätte M 1 : ..... mit Lageplan M 1 : ....., planliche Darstellung der verwendeten Anlagen und Ausstattungen M 1 : ....., technische Beschreibung der verwendeten Anlagen und Ausstattungen, Fluchtwegekonzept, etc.


� Zu den vorzuschreibenden Verwaltungsabgaben und Kommissiongebühren siehe Handbehelf „Verwaltungsabgaben und Gebühren“, 7. Auflage 


� Dauer der Amtshandlung außerhalb des Amtes; Anzahl der angefangenen halbe Stunden anführen


� Amtsorgane, ½ Stunde à € 15,00





 


